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2 Worum geht es? 
Im Jahr 2025 stellten in der Schweiz 25'781 Personen ein Asylgesuch. 40 Prozent davon, also 10'310 

Gesuche, kamen von Kindern und Jugendlichen unter 18 Jahren (Save the Children 2026). Asyl ist damit 

auch ein Jugendthema. Junge Menschen, die allein oder mit ihrer Familie in die Schweiz flüchten, 

befinden sich in einer besonders verletzlichen Lebensphase. Sie müssen sich in einem unbekannten 

Land orientieren, eine neue Sprache lernen, eine Schule oder Lehre finden und gleichzeitig ein 

juristisches Asylverfahren durchlaufen, dessen Ausgang über ihre Zukunft entscheidet. 

Dieses Dossier verschafft einen Überblick über die Situation von Jugendlichen im Schweizer Asyl-

Bereich. Es klärt zentrale Begriffe, erläutert das Asylverfahren, zeigt die Lebensrealität in 

Bundesasylzentren und Kollektivunterkünften und ordnet die rechtlichen Grundlagen ein. Es richtet 

sich an Teilnehmende der Jugendsession zwischen 14 und 21 Jahren und soll eine gemeinsame 

Wissensgrundlage für die Diskussion bilden. 

Drei Leitfragen führen durch das Dossier: 

• Welche Rechte haben Jugendliche im Asylsystem? 

• Wer ist auf welcher staatlichen Ebene zuständig, und wo bestehen politische Spannungsfelder? 

Wusstest du, dass... 

• fast jedes zweite Asylgesuch in der Schweiz von einem Kind oder einer jugendlichen Person 

stammt (Save the Children 2026). 

• Asylgesuche von unbegleiteten Minderjährigen prioritär behandelt werden müssen (Art. 17 

Abs. 2bis AsylG; SEM 2024: 12). 

• die Schweiz die UN-Kinderrechtskonvention 1997 ratifiziert hat und sich damit verpflichtet, 

das Kindeswohl in allen Verfahren vorrangig zu berücksichtigen (Art. 3 KRK; UNICEF/MMI 

2023: 7). 

• Afghanistan und Somalia gemäss SEM-Statistik zusammen mehr als die Hälfte aller 

unbegleiteten minderjährigen Asylsuchenden ausmachen (SEM 2025). 

• 2025 rund 1'466 Jugendliche beim Stellen ihres Asylgesuchs angaben, unbegleitet 

minderjährig zu sein (SEM 2025) 
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3 Glossar 
Im Asylbereich sind viele Fachbegriffe im Umlauf. Die folgenden Definitionen erleichtern das Lesen des 

Dossiers und die anschliessende Diskussion in der Arbeitsgruppe. 

Asylverfahren und Asylbereich: 

Das Asylverfahren ist der rechtliche Ablauf von der Einreichung des Gesuchs bis zum Entscheid (SEM 

2024: 7; SFH o.J.). Der Asylbereich ist weiter gefasst: Die Weisungen des SEM zum Asylbereich umfassen 

neben dem Verfahren auch die Wegweisung und deren Vollzug, die Verteilung auf die Kantone, die 

rechtliche Stellung sowie die Sozial- und Nothilfe (SEM o.J.b). Hinzu kommen jene Lebensbereiche, in 

denen der Bundesrat ausdrücklich Verbesserungsbedarf ortet: Unterbringung, Betreuung und Bildung 

(Bundesrat 2026). Dieses Dossier spricht bewusst vom Asylbereich, weil ein grosser Teil dessen, was 

den Alltag von Jugendlichen prägt, ausserhalb des eigentlichen Verfahrens stattfindet. 

Asyl: 

Schutz, den die Schweiz Personen gewährt, die die Flüchtlingseigenschaft erfüllen, also in ihrem 

Herkunftsland gezielt verfolgt werden. Wer Asyl erhält, gilt als anerkannter Flüchtling und erhält eine 

Aufenthaltsbewilligung B (Art. 2 AsylG). 

Flüchtling: 

Juristischer Begriff für eine Person, die wegen Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer 

sozialen Gruppe oder politischer Überzeugung in ihrem Herkunftsland ernsthaft gefährdet ist. 

Vorausgesetzt ist eine gezielt gegen die Person gerichtete Gefährdung (Art. 3 AsylG; Genfer 

Flüchtlingskonvention). 

Geflüchtete Person: 

Kein juristischer, sondern ein alltagssprachlicher Begriff. Er ist breiter, weil er auch Menschen umfasst, 

die kein Asyl erhalten haben, und er reduziert Menschen weniger auf ihre Flucht. Im Dossier wird 

«Flüchtling» nur dort verwendet, wo der Rechtsstatus gemeint ist. 

Vorläufige Aufnahme (Status F): 

Ersatzmassnahme, wenn nach einem negativen Asylentscheid eine Wegweisung als nicht zulässig, 

zumutbar oder möglich befunden wird. Das Asylgesuch wird also rechtskräftig abgelehnt, der Vollzug 

der Wegweisung aber ausgesetzt. Häufig ist das bei nicht zielgerichteter Gefährdung der Fall, etwa in 

Kriegssituationen. Die Person bleibt vorerst in der Schweiz, hat aber weniger Rechte als anerkannte 

Flüchtlinge, insbesondere kein gesichertes Bleiberecht. Die Bewilligung wird jährlich erneuert (Art. 83 

AIG). 

Wegweisung: 

Anordnung, die Schweiz zu verlassen. Wird ausgesprochen, wenn ein Asylgesuch abgelehnt wird (Art. 

44 AsylG). 

UMA / MNA: 

Unbegleitete minderjährige Asylsuchende, französisch «mineurs non accompagnés» (MNA) – beide 

Abkürzungen meinen dasselbe: Minderjährige, die ohne Eltern oder gesetzliche Vertretung in die 

Schweiz einreisen (SEM 2024: 5). 
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Bundesasylzentrum/BAZ: 

Ort, an dem das Asylverfahren durchgeführt wird. Die Schweiz ist in sechs Asylregionen eingeteilt. In 

jeder Region gibt es mehrere Bundesasylzentren.  

SEM: 

Staatssekretariat für Migration. Bundesbehörde, die für das Asylverfahren in der Schweiz zuständig ist. 

Dublin-Verfahren: 

Verfahren, das festlegt, welcher europäische Staat für ein Asylgesuch zuständig ist. Wer bereits in 

einem anderen Dublin-Staat registriert wurde, wird in der Regel dorthin zurückgeschickt. 

Nothilfe: 

Minimale finanzielle und materielle Unterstützung für Personen, deren Asylgesuch rechtskräftig 

abgelehnt wurde oder auf das nicht eingetreten wurde. 

Vertrauensperson und Rechtsvertretung: 

Im beschleunigten Verfahren im BAZ übernimmt dieselbe Person beide Rollen: Sie ist Vertrauensperson 

und zugleich Rechtsvertretung der unbegleiteten minderjährigen Personen (Art. 17 Abs. 3 AsylG; Art. 7 

AsylV 1; SEM 2024: 8). Nach der Zuweisung in einen Kanton gibt es weiterhin eine Vertrauensperson, 

aber ohne diese Doppelfunktion; dort tritt zusätzlich eine Beistand- oder Vormundschaft hinzu. 

Kindeswohl: 

Oberste Maxime bei allen Massnahmen, die Kinder betreffen. Gemeint ist die Möglichkeit, sich 

körperlich, psychisch, emotional, geistig, sozial und kulturell gesund zu entwickeln. Es ist nach Art. 3 

KRK vorrangig zu berücksichtigen und in der Schweiz zusätzlich in Art. 11 BV verankert. 

Integration: 

Prozess, durch den Personen mit Migrationshintergrund am wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 

Leben teilhaben können (Art. 4 AIG). Integration ist zugleich ein gesellschaftlicher Prozess: Sie gelingt 

nur, wenn auch die Aufnahmegesellschaft Zugänge öffnet. 
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4 Jugendliche im Asyl-Bereich 
Der folgende Teil bildet den Kern des Dossiers. Er erläutert, was Asyl in der Schweiz konkret bedeutet, 

wer betroffen ist, wie das Verfahren abläuft und welche Lebensrealität Jugendliche im Asylsystem 

antreffen. Wo möglich werden Recht und Realität gegenübergestellt. 

4.1 Wie funktioniert ein Asyl-Verfahren? 

Asyl bedeutet, dass eine Person, die in ihrem Herkunftsland verfolgt wird, in der Schweiz Schutz erhält. 

Drei Ausgänge eines Asylverfahrens sind möglich: ein positiver Entscheid mit Asylgewährung und 

Aufenthaltsbewilligung B, die vorläufige Aufnahme (Status F), wenn eine Wegweisung nicht möglich 

oder nicht zumutbar ist, oder ein negativer Entscheid mit Wegweisung (SFH o.J.). 

Seit der Asylgesetzrevision 2019 ist das Verfahren in ein beschleunigtes und ein erweitertes Verfahren 

aufgeteilt. Im BAZ laufen die Vorbereitungsphase, die Befragung zur Person und die Anhörung zu den 

Asylgründen. Asylsuchende erhalten eine kostenlose Rechtsvertretung, die sie durch das Verfahren 

begleitet (SEM 2024: 7). Der Aufenthalt in einem Bundesasylzentrum dauert höchstens 140 Tage; das 

beschleunigte Verfahren soll in dieser Frist abgeschlossen sein. Ist das nicht möglich, weil weitere 

Abklärungen nötig sind, wird die Person einem Kanton zugewiesen und das erweiterte Verfahren 

beginnt (Art. 24 Abs. 4 AsylG; SEM o.J.).   

Ein Erklärvideo des SEM zum Asylverfahren findest du unter https://sem.media-flow.ch/asylverfahren-

de#4 

 

Abbildung 1: Asylverfahren, Quelle: Faktenblatt SEM zum Asylverfahren 

https://sem.media-flow.ch/asylverfahren-de#4
https://sem.media-flow.ch/asylverfahren-de#4
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4.2 Wer ist betroffen? 

Das Asylrecht unterscheidet scharf nach Alter: Wer 18 Jahre alt wird, gilt im Verfahren, als erwachsen 

und wird gleichbehandelt wie jede andere volljährige Person. Die besonderen Verfahrensgarantien für 

Minderjährige – prioritäre Behandlung, Vertrauensperson, geschützte Unterbringung – entfallen dann. 

2025 wurden in der Schweiz 25'781 neue Asylgesuche registriert, davon 10'310 (40 Prozent) von 

Minderjährigen; 2024 lag der Anteil bei 41 Prozent (Save the Children 2026). Diese Zahl ist allerdings 

zu differenzieren: 20'300 Gesuche stammten von Personen, die neu in die Schweiz einreisten, 5'481 

waren Geburten, Familienzusammenführungen, Mehrfachgesuche oder Gesuche von Personen mit 

bereits bestehendem Aufenthalt (SEM 2025). In den Bundesasylzentren sind rund 30 Prozent der 

Neuankommenden minderjährig. Trotz dieser hohen Zahl sind Asylverfahren und 

Unterbringungsstrukturen primär auf Erwachsene ausgerichtet (Save the Children 2026). 

Die wichtigsten Herkunftsländer von unbegleiteten minderjährigen Asylsuchenden sind Afghanistan 

und Somalia; gemeinsam machen sie gemäss SEM-Teilstatistik mehr als die Hälfte aller UMA-Gesuche 

der Jahre 2015 bis 2025 aus (SEM 2025). 2025 gaben 1'466 Personen beim Stellen des Asylgesuchs an, 

unbegleitete Minderjährige zu sein. 1'442 von ihnen waren zwischen 14 und 17 Jahre alt, 123 waren 

Mädchen (8,4 Prozent). Unbegleitete machen damit 14,2 Prozent aller minderjährigen Asylsuchenden 

aus (SEM 2025).  

Fluchtwege sind oft lang, gefährlich und belastend. Viele Jugendliche durchqueren mehrere Länder zu 

Fuss, mit Booten oder versteckt in Fahrzeugen. Sie erleben Gewalt, Erpressung oder die Trennung von 

Familienmitgliedern. Eine Untersuchung von Save the Children unter Kindern, die über die Balkanroute 

nach Europa gelangten, dokumentiert systematische Gewalt, Zurückweisungen an Grenzen und 

Ausbeutung (Save the Children 2022). Diese Erfahrungen wirken bei vielen lange über die Ankunft in 

der Schweiz hinaus (UNICEF/MMI 2023: 16). 

4.3 Minderjährige im Asylverfahren: begleitet oder unbegleitet? 

Eine zentrale Unterscheidung im Asylrecht ist diejenige zwischen begleiteten und unbegleiteten 

Minderjährigen. Als unbegleitet gilt eine minderjährige Person, die von beiden Elternteilen getrennt ist 

und nicht unter der Obhut einer erwachsenen Person steht, die nach dem Gesetz oder dem 

Gewohnheitsrecht ihres Herkunftslandes dafür verantwortlich ist (SEM 2024: 5). Alle minderjährigen 

Asylsuchenden, die sich zusammen mit einer sorgeberechtigten Person in der Schweiz aufhalten, gelten 

grundsätzlich als begleitet (SEM 2024: 5). 

Diese Abgrenzung hat grosse Folgen für das Verfahren. Sie bestimmt, wer die minderjährige Person 

rechtlich vertritt, wo sie untergebracht wird, ob ein eigenes Asylgesuch geprüft wird und welche 

Schutzmassnahmen greifen. 

Begleitete Kinder werden in der Regel im Asylverfahren ihrer Familie behandelt. Die Rechtsvertretung 

der Eltern ist meistens auch für die Kinder zuständig. UNICEF kritisiert, dass dabei spezifische 

Asylgründe von Kindern (zum Beispiel Zwangsheirat oder Mädchenbeschneidung) nicht immer 

ausreichend berücksichtigt werden (UNICEF/MMI 2023: 12). Auch der Bundesrat hält in seinem Bericht 

in Erfüllung des Postulats Marti (20.4421) fest, dass die Praxis bei der Abklärung Kind spezifischer 

Asylgründe verbessert werden muss (Bundesrat 2026). 
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Unbegleitete minderjährige Asylsuchende (UMA) haben Anspruch auf besonderen Schutz nach Art. 22 

KRK. Sie erhalten im BAZ eine Vertrauensperson, die ihre Interessen während des Verfahrens 

wahrnimmt und Fragen zu Familiennachzug, Gesundheit und Unterbringung berücksichtigt (Art. 17 

Abs. 3 AsylG; SEM 2024: 8). Nach Zuweisung an einen Kanton wird eine Beistand- oder Vormundschaft 

errichtet (SFH o.J.). UMA unter 12 Jahren werden in der Regel in spezialisierten Einrichtungen oder 

Pflegefamilien untergebracht (SFH o.J.). 

4.4 Alterseinschätzung 

Wenn Identitätspapiere fehlen, was regelmässig der Fall ist, kann das SEM eine medizinische 

Alterseinschätzung anordnen. Angewendet wird ein Drei-Säulen-Modell aus Knochenalter, Zahnalter 

und Körperbau; für das Knochenalter wird das Handgelenk geröntgt. Die Methode wird 

wissenschaftlich kritisiert und ist für die Betroffenen zusätzlich belastend (SEM 2024: 10; SFH o.J.). 

Andere Länder gewichten entwicklungspsychologische Einschätzungen stärker als medizinische 

Bildgebung. Hinzu kommt eine verfahrensrechtliche Hürde: Die Alterseinschätzung kann nicht isoliert 

angefochten werden, sondern nur zusammen mit dem Asylentscheid. Hilfswerke fordern eine 

ganzheitliche Alterseinschätzung gemäss internationalen Richtlinien und im Zweifel zugunsten der 

betroffenen Person zu entscheiden (SFH o.J.). 

Das Asylgesuch von UMA wird gemäss Art. 17 Abs. 2bis AsylG prioritär behandelt. Hauptgrund ist die 

Vermeidung von Schwierigkeiten im Integrationsprozess (SEM 2024: 12). 

4.5 Unterbringung 

UMA verbringen die Zeit des beschleunigten Asylverfahrens grundsätzlich in einem BAZ und schlafen 

in nach Geschlecht und Alter getrennten Zimmern (SFH obj.). Nach der Zuweisung in einen Kanton 

leben viele von ihnen weiterhin in den beengten Verhältnissen von Kollektivunterkünften, 

üblicherweise in einem mit Stockbetten ausgestatteten Vierbettzimmer. Begleitete Kinder und ihre 

Familien leben ebenfalls in Kollektivunterkünften und teilen sich in der Regel ein Zimmer. In diesen 

Unterkünften leben viele Personen auf engem Raum zusammen. Viele Kinder leben dort Wochen, 

Monate oder sogar Jahre lang, oft unter Bedingungen, die nicht konsequent auf ihre Bedürfnisse 

ausgerichtet sind (Save the Children 2026). 

UNICEF, UNHCR, Save the Children und die schweizerische Flüchtlingshilfe (SFH) haben 2025 

gemeinsame Empfehlungen für die kindgerechte Unterbringung in Kollektivunterkünften 

veröffentlicht. Sie fordern unter anderem eigene Schlaf- und Rückzugsorte, kindergerechte Räume zum 

Spielen und Lernen sowie die räumliche Trennung von Erwachsenen. Aber auch Schutzkonzepte, 

Gewaltprävention sowie der Zugang zu Bildung und Freizeit sind wichtig für das Wohlbefinden von 

Kindern und Jugendlichen (UNICEF et al. 2025) 
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4.6 Bildung 

Alle Kinder im schulpflichtigen Alter müssen gemäss Bundesverfassung Zugang zu einer unentgeltlichen 

Grundbildung erhalten (Art. 19 und Art. 62 BV). In den BAZ wird der Unterricht in der Regel intern von 

kantonalen Lehrpersonen angeboten; der Bund erteilt den Kantonen dafür einen Auftrag. In den 

Kantonen selbst ist der Zugang unterschiedlich geregelt (SFH o.J.). 

Der Zugang zu Bildung für asylsuchende Jugendliche ab dem 16. Lebensjahr ist je nach Kanton sehr 

unterschiedlich und nicht systematisch gewährleistet (SFH o.J.). Sprachbarrieren, unsichere 

Bleibeperspektiven und fehlende Anerkennung von Schulabschlüssen aus dem Herkunftsland 

erschweren den Übergang in Sekundarstufe II, Berufslehre oder höhere Ausbildung. Die 

Integrationsagenda Schweiz (IAS) sieht ausdrücklich vor, dass junge Flüchtlinge und vorläufig 

aufgenommene Personen möglichst rasch in Bildung und Ausbildung integriert werden. Laut 

Monitoring des SEM befanden sich drei Jahre nach Einreise 56 % der 16- bis 25-jährigen anerkannten 

Flüchtlinge und vorläufig aufgenommenen Personen der Kohorte 2020 in einer Ausbildung auf 

Sekundarstufe II oder in einer Übergangsausbildung (SEM 2024). Trotz Fortschritten zeigt dies auch, 

dass ein grosser Teil weiterhin keinen gesicherten Ausbildungsanschluss hat. 

4.7 Gesundheit 

Kinder im Asylverfahren sind häufig multiplen Belastungen ausgesetzt. Viele haben vor und während 

der Flucht traumatische Ereignisse erlebt, etwa Gewalt, Krieg oder die Trennung von Bezugspersonen 

(UNICEF/MMI 2023: 16). Die erwähnte Untersuchung von Save the Children zur Balkanroute zeigt, wie 

systematisch Kinder unterwegs Gewalt, Zurückweisungen und Ausbeutung erfahren (Save the Children 

2022). Das Leben in Warteposition mit unsicherem Aufenthaltsstatus belastet zusätzlich. Mögliche 

Folgen sind Ängste, ein erhöhter Stresslevel, Schlafstörungen, Konzentrationsprobleme und 

Traumafolgestörungen (UNICEF/MMI 2023: 18). 

Der Zugang zu medizinischer und psychotherapeutischer Versorgung ist formell gewährleistet, in der 

Praxis aber aufgrund mehrerer Faktoren erschwert: Sprachbarrieren, fehlende interkulturelle 

Kompetenz der behandelnden Fachpersonen und lange Wartezeiten. 

4.8 Nothilfe 

Personen mit einem rechtskräftig abgelehnten Asylgesuch oder einem Nichteintretensentscheid haben 

keinen Anspruch mehr auf reguläre Sozialhilfe. Stattdessen erhalten sie Nothilfe. Diese soll laut 

Bundesverfassung lediglich das «für ein menschenwürdiges Dasein Unerlässliche» sichern (Art. 12 BV). 

Dazu gehören etwa Unterkunft, Nahrung, Kleidung und medizinische Grundversorgung. Die Nothilfe 

fällt ausgesprochen gering aus – je nach Kanton rund acht Franken pro Tag –, um die Betroffenen zu 

einer Ausreise zu bewegen. Auch Kinder und Jugendliche können von der Nothilfe betroffen sein. 

Das Rechtsgutachten der EKM hält allerdings fest, dass im Zusammenhang mit der Menschenwürde 

auch Mindestmassnahmen zu berücksichtigen sind, die das soziale, kulturelle und politische Leben 

betreffen (Amarelle/Zimmermann 2024: 9). Der Begriff der Menschenwürde liefert damit – zusammen 

mit dem Kindeswohl – die Grundlage, um über rein biologische Grundbedürfnisse hinauszugehen. 
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2024 lebten in der Schweiz rund 700 Kinder und Jugendliche in Nothilfestrukturen; mehr als die Hälfte 

von ihnen befand sich bereits länger als ein Jahr in dieser Situation, viele sogar seit über vier Jahren 

(EKM 2024c). Die Eidgenössische Migrationskommission EKM liess erstmals schweizweit die 

Lebensbedingungen von Minderjährigen in der Nothilfe untersuchen. Die Studie des Marie Meierhofer 

Instituts für das Kind (Lannen et al. 2024) und das Rechtsgutachten der Universität Neuenburg 

(Amarelle/Zimmermann 2024) kommen zu einem klaren Schluss: Die Lebensbedingungen vieler Kinder 

und Jugendlicher in der Nothilfe gefährden ihre Gesundheit, Entwicklung und ihr Wohlbefinden und 

sind teilweise nicht mit der Bundesverfassung und der UNO-Kinderrechtskonvention vereinbar. 

Besonders problematisch sind laut Studie die Lebensbedingungen in den Kollektivunterkünften der 

Nothilfe. Viele Kinder leben mit ihren Familien in einem einzigen Zimmer, oft ohne 

Rückzugsmöglichkeiten, Spiel- oder ruhige Lernorte. Teilweise befinden sich die Unterkünfte abgelegen 

ausserhalb von Dörfern und Städten. Die betroffenen Kinder erleben Isolation, Perspektivlosigkeit und 

grosse Unsicherheit über ihre Zukunft. Laut Studie sind sie zudem häufig belastenden Situationen wie 

Gewalt, Polizeieinsätzen, gewaltsamen Ausschaffungen oder Suizidversuchen ausgesetzt (Lannen et al. 

2024). 

Die psychische Belastung ist besonders hoch: Viele Kinder und Jugendliche zeigen Anzeichen von Stress, 

Angst, Schlafproblemen oder sozialem Rückzug, während der Zugang zu psychologischer Unterstützung 

oft erschwert ist. Auch die soziale Teilhabe ist eingeschränkt. Teilweise werden Kinder separat beschult, 

was ihre Isolation zusätzlich verstärken kann. Die Studie betont, dass Kinder mehr brauchen als das rein 

biologische Existenzminimum: Bildung, soziale Kontakte, Freizeit, Sicherheit und ein möglichst 

normaler Alltag sind für ihre Entwicklung zentral. Das Rechtsgutachten fordert deshalb einen 

«juristischen Paradigmenwechsel»: Behörden müssten das Kindeswohl künftig konsequent ins Zentrum 

aller migrationsrechtlichen Entscheidungen stellen (Amarelle/Zimmermann 2024). 

Die EKM fordert gestützt darauf umfassende Reformen (EKM 2024c): 

• die Vermeidung von langjährigen Aufenthalten in der Nothilfe 

• kindgerechte Unterkünfte mit Lern- und Rückzugsmöglichkeiten 

• besseren Zugang zu Schule und Berufsbildung 

• psychologische Unterstützungsangebote 

• Zugang zu Freizeitaktivitäten und sozialer Teilhabe 

• schweizweit einheitliche Mindeststandards für Kinder in der Nothilfe 

Die EKM betont, dass Kinderrechte unabhängig vom Aufenthaltsstatus gelten. Kinder seien «in erster 

Linie Kinder» und hätten Anspruch auf Schutz, Sicherheit und Entwicklungsmöglichkeiten – unabhängig 

davon, ob ihre Eltern die Schweiz verlassen müssen oder nicht. Für die Ausgestaltung der 

Lebensumstände während der Nothilfe tragen die Behörden die Verantwortung, nicht die Eltern] (EKM 

2024c). 
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4.9 Lebensrealität: Integration 

Integration meint den Prozess, durch den Personen mit Migrationshintergrund am wirtschaftlichen, 

sozialen und kulturellen Leben teilhaben können (Art. 4 AIG). Sie ist eine wechselseitige Aufgabe: 

Erwartet wird die Bereitschaft zur Auseinandersetzung mit der Schweizer Gesellschaft, gleichzeitig 

braucht es Strukturen, die Teilhabe ermöglichen. 

Programme von Gemeinden, Kantonen und Nichtregierungsorganisationen wie Young Caritas oder der 

AOZ unterstützen Jugendliche bei Spracherwerb, Schule, Lehrstellensuche und im Alltag (Young Caritas 

o.J.). Lücken bestehen vor allem in der Übergangsphase zwischen Schule und Lehre, beim Zugang zu 

Freizeitangeboten und bei der Aufenthaltssicherheit, die für Investitionen in Bildung entscheidend ist. 

Teilweise fehlt zudem in den Lehrbetrieben das Wissen, dass alle Jugendlichen unabhängig vom 

Aufenthaltsstatus – unter bestimmten Umständen auch abgewiesene Jugendliche – in der Schweiz eine 

Lehre beginnen dürfen. 

4.10 Konkrete Programme 

Beispiele für Unterstützungsangebote sind kantonale Integrationsprogramme wie Brückenangebote, 

Sprachkurse und Arbeitsintegrationscoachings sowie Tandem- oder Freizeitprogramme von 

Freiwilligenorganisationen. Die AOZ bietet etwa Arbeitsintegration, Coachings und Einsatzplätze an; 

youngCaritas organisiert Bildungs- und Vernetzungsangebote wie das MigrAction-Weekend sowie 

lokale Freizeitangebote mit geflüchteten Kindern und Jugendlichen. Das Angebot variiert jedoch stark 

nach Region und Kanton. 

4.11 Übergang in die Volljährigkeit 

Unbegleitete Minderjährige werden von einem Tag auf den anderen volljährig. Schutzmassnahmen wie 

ein erhöhter Betreuungsschlüssel, ein geschützter Rahmen in der Unterbringung oder die 

Beistandschaft fallen dann oft schlagartig weg. In der Kinder- und Jugendhilfe werden seit einigen 

Jahren «Leaving Care»-Ansätze diskutiert und zunehmend umgesetzt: Übergangsangebote, die 

anerkennen, dass Erwachsenwerden ein Prozess ist und auch mit 18 oder 20 Jahren noch Unterstützung 

nötig sein kann. Für unbegleitete Minderjährige stecken solche Ansätze noch in den Kinderschuhen. 

Der Status macht dabei einen erheblichen Unterschied. Anerkannte unbegleitete Flüchtlinge mit einer 

Bewilligung B haben auch nach Erreichen der Volljährigkeit weiterhin – wenn auch in reduzierter Form 

– Anrecht auf Betreuungs- und Unterstützungsleistungen. Diese fallen mit dem Abschluss der 

Erstausbildung weg, in der Regel spätestens mit dem 25. Altersjahr. Bei vorläufig aufgenommenen 

unbegleiteten Minderjährigen mit einer Bewilligung F endet die Unterstützung deutlich abrupter. Auch 

im günstigeren Fall verläuft der Übergang nicht problemlos: Das Wegfallen der Beistandsperson und 

weitere destabilisierende Faktoren sind nicht zu unterschätzen. Die Fallführung geht nach Abschluss 

der Beistandschaft an eine Sozialarbeiterin oder einen Sozialarbeiter der Sozialhilfe über. 
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4.12 Familiennachzug und Familienzusammenführung 

Der Abschnitt umfasst zwei zu unterscheidende Dinge: den Familiennachzug im Sinne des Ausländer- 

und Asylrechts und die Familienzusammenführung im Dublin-Raum. 

Familiennachzug ist das Recht, Familienmitglieder in die Schweiz nachzuziehen. Je nach Status gelten 

unterschiedliche Bedingungen. Nachgezogen werden können ausschliesslich Ehepartnerinnen und 

Ehepartner sowie eigene minderjährige Kinder. Für unbegleitete Kinder und Jugendliche bedeutet das: 

Sie können weder ihre Eltern noch ihre Geschwister nachziehen. Eltern wird damit das Recht auf 

Familienleben mit ihren Kindern gewährt, Kindern jedoch nicht dasselbe Recht eingeräumt. 

Anerkannte Flüchtlinge können Ehepartnerin oder Ehepartner und minderjährige Kinder nachziehen; 

diese erhalten Familienasyl, das heisst, sie werden ebenfalls als Flüchtlinge anerkannt (Art. 51 AsylG). 

Genau genommen regelt Art. 51 AsylG nicht den Familiennachzug selbst, sondern den Grundsatz, dass 

Kinder und Ehegatten von Personen mit einem positiven Asylentscheid denselben Entscheid erhalten, 

wenn sie gemeinsam ein Asylgesuch in der Schweiz gestellt haben. Vorläufig Aufgenommene können 

dagegen erst nach einer Frist von drei Jahren ein Gesuch um Familiennachzug stellen und dürfen keine 

Sozialhilfe beziehen (Art. 85 Abs. 7 AIG). Weitere Voraussetzungen wie eine bedarfsgerechte Wohnung 

gelten für beide Gruppen; der wesentliche Unterschied liegt in der Wartefrist. 

Diese Wartefrist ist politisch und rechtlich umstritten. Der Europäische Gerichtshof für 

Menschenrechte hat im Urteil M.A. gegen Dänemark (9. Juli 2021, Nr. 6697/18) entschieden, dass eine 

dreijährige Wartefrist für Personen mit subsidiärem Schutz nicht mit dem Recht auf Familienleben (Art. 

8 EMRK) vereinbar ist. Der Bundesrat schickte 2024 gestützt darauf eine Verkürzung auf zwei Jahre in 

die Vernehmlassung; das Bundesverwaltungsgericht hat die Praxis für vorläufig aufgenommene 

Flüchtlinge in BVGE 2024 VII/5 präzisiert. Gleichzeitig hat der Nationalrat am 24. September 2024 eine 

Motion angenommen, die den Familiennachzug für vorläufig Aufgenommene ganz verbieten will; das 

Geschäft ist im Ständerat hängig. 

Von der Familienzusammenführung im Dublin-Raum zu unterscheiden: Halten sich Geschwister eines 

unbegleiteten Kindes bereits im Schengenraum auf – etwa nach einer Flucht von Afghanistan nach 

Griechenland –, kann die Schweiz die Zusammenführung unterstützen. Das setzt allerdings voraus, dass 

die Angehörigen zuvor irregulär in den Schengenraum eingereist sind, was seinerseits eine Gefahr für 

das Kindeswohl darstellt.  

Für Jugendliche bedeutet das insgesamt, dass die Trennung von den Eltern lange dauert oder – wie bei 

unbegleiteten Minderjährigen in der Regel – gar nicht überwunden werden kann. UNICEF Schweiz 

fordert, dass das Recht auf Familie nicht eingeschränkt werden darf, insbesondere nicht für Kinder und 

Jugendliche (UNICEF Schweiz 2024). 
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4.13 Unterschiede je nach Status 

Die folgende Übersicht stellt die wichtigsten Unterschiede einander gegenüber. 

 Asyl (B) Vorläufige Aufnahme 

(F) 

Nothilfe (NEE / neg. 

Entscheid) 

Schutzstatus S 

Aufenthalt Aufenthaltsbewilligung, 

gesichert 

Jährlich erneuert, kein 

gesichertes Bleiberecht 

Ausreisepflicht, 

Aufenthalt nur geduldet 

Befristet, an die Lage im 

Herkunftsland 

gebunden 

Bildung / Lehre Voller Zugang Grundsätzlich Zugang Grundschule ja, Lehre 

faktisch versperrt 

(Arbeitsverbot) 

Zugang zu Schule und 

Ausbildung 

Arbeit Erlaubt Erlaubt, meldepflichtig Verboten Erlaubt, meldepflichtig 

Sozialleistungen Sozialhilfe Reduzierte 

Asylsozialhilfe 

Nothilfe 

(Existenzminimum) 

Asylsozialhilfe 

Familiennachzug Familienasyl (Art. 51 

AsylG) 

Frühestens nach 3 

Jahren, keine Sozialhilfe 

(Art. 85 Abs. 7 AIG) 

Nicht möglich Eingeschränkt möglich 

Reisefreiheit Reiseausweis, 

Herkunftsland 

ausgenommen 

Stark eingeschränkt Keine Eingeschränkt 

Dublin-Fälle sind Gesuche von Personen, für deren Asylgesuch ein anderes europäisches Land zuständig 

ist, das das Dublin-Abkommen unterzeichnet hat; die Betroffenen werden in dieses Land 

zurückgeschickt. Unbegleitete Minderjährige haben jedoch besondere Schutzrechte und werden 

praktisch nie in einen anderen Dublin-Staat zurückgeführt. Sie können aber mit Familienangehörigen 

in einem anderen Dublin-Staat zusammengeführt werden. 

Diese Unterschiede führen dazu, dass Jugendliche je nach Status sehr unterschiedliche Chancen und 

Perspektiven haben, auch wenn ihre Lebenssituation auf den ersten Blick ähnlich erscheint. 

4.14 Schutzstatus 

Der Schutzstatus S gehört juristisch nicht zum Asylsystem: Er wird ohne individuelles Asylverfahren 

erteilt und ist bei Sozialhilfe, Bildung und Arbeitsbewilligung anders ausgestaltet. In der öffentlichen 

Wahrnehmung werden die Betroffenen jedoch ebenfalls als geflüchtete Menschen gesehen, und sie 

leben teilweise in denselben Kollektivunterkünften. 2025 wurden 12'897 Schutzgesuche gestellt, 32 

Prozent davon von Minderjährigen (4'096). 11,5 Prozent dieser Minderjährigen waren unbegleitet – 

469 Personen, davon 16 Prozent Mädchen (75) (SEM 2025). Für die Diskussion lohnt sich die Frage: 

Warum löst der eine Krieg einen kollektiven Schutzstatus aus und ein anderer nicht? 

4.15 Recht versus Realität 

Grundrechte gelten auch im Asylverfahren. Asylsuchende Personen haben Anspruch auf unentgeltliche 

Beratung und Rechtsvertretung (Art. 102f AsylG) und sind während des Verfahrens verpflichtet, z.B. bei 

der Beschaffung von Beweisen oder der medizinischen Alterseinschätzung mitzuwirken (Art. 8 AsylG). 
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Für Kinder und Jugendliche gilt zusätzlich die UN-Kinderrechtskonvention. Wichtige Rechte sind das 

Recht auf besonderen Schutz für asylsuchende Kinder (Art. 22 KRK), die vorrangige Berücksichtigung 

des Kindeswohls (Art. 3 KRK), das Recht auf Anhörung in allen das Kind betreffenden Verfahren (Art. 12 

KRK), das Recht auf Bildung (Art. 28 KRK) und das Recht auf Gesundheit (Art. 24 KRK). 

In der Praxis besteht eine Lücke zwischen Recht und Realität. Der UN-Kinderrechtsausschuss hat in den 

Schlussbemerkungen zum fünften und sechsten Staatenbericht der Schweiz festgestellt, dass das 

Konzept des Kindeswohls in Migrations- und Asylverfahren nicht ausreichend umgesetzt wird 

(UNICEF/MMI 2023: 7; Netzwerk Kinderrechte Schweiz 2021). Auch der Bundesrat hat im Bericht vom 

1. April 2026 in Erfüllung des Postulats Marti (20.4421) festgehalten, dass die rechtlichen Grundlagen 

ausreichen, in der Praxis jedoch Verbesserungsbedarf bei Verfahren, Unterbringung, Betreuung und 

Bildung besteht (Bundesrat 2026). 

5 Gesetzliche Grundlagen 
Im Asylbereich überlagern sich Völkerrecht, Bundesrecht und kantonales Recht. 

5.1 Auf internationaler Ebene 

• UN-Übereinkommen über die Rechte des Kindes (KRK; SR 0.107), insbesondere Art. 3 

(Kindeswohl), Art. 12 (Anhörung), Art. 22 (Schutz für Flüchtlingskinder), Art. 28 (Bildung). 

• Abkommen über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (Genfer Flüchtlingskonvention; SR 

0.142.30). 

• Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK; SR 0.101), insbesondere Art. 3 (Verbot 

unmenschlicher Behandlung) und Art. 8 (Recht auf Achtung des Familienlebens) – zentral für 

den Familiennachzug (Amarelle/Zimmermann 2024: 7). 

• Dublin-III-Verordnung der Europäischen Union. 

• EU-Migrations- und Asylpakt, seit dem 12. Juni 2026 in Kraft. Die Schweiz hat als Schengen-

/Dublin-assoziierter Staat die entsprechenden Gesetzes- und Verordnungsänderungen auf 

denselben Zeitpunkt in Kraft gesetzt (Bundesrat 2026b). 

5.2 Auf Bundesebene 

• Bundesverfassung (BV; SR 101), insbesondere Art. 11 (Schutz und Förderung von Kindern und 

Jugendlichen), Art. 12 (Recht auf Hilfe in Notlagen), Art. 19 (Recht auf Grundschulunterricht) 

und Art. 62 (Schulwesen). 

• Asylgesetz (AsylG; SR 142.31), insbesondere Art. 3 (Flüchtlingsbegriff), Art. 17 (UMA), Art. 24 

(Aufenthalt in Zentren des Bundes), Art. 44 (Wegweisung), Art. 51 (Familienasyl). 

• Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer und über die Integration (AIG; SR 

142.20), insbesondere Art. 83 (vorläufige Aufnahme) und Art. 85 (Familiennachzug). 

• Asylverordnung 1 über Verfahrensfragen (AsylV 1; SR 142.311), insbesondere Art. 7 

(Vertrauensperson). 

 



16 
 

5.3 Föderales System: Wer macht was? 

Auf Bundesebene ist das SEM für das Asylverfahren, die Asylgewährung und die Rückführung 

abgewiesener geflüchteter Personen zuständig. Es führt die BAZ und veröffentlicht die Asylstatistik 

(SEM 2024: 1). 

Auf kantonaler Ebene erfolgen nach Zuweisung Unterbringung, Beistandschaft, Schule, Berufsbildung 

und teilweise die Sozialhilfe. Jeder Kanton organisiert dies eigenständig, was zu unterschiedlichen 

Standards führt. 

Auf Gemeindeebene findet ein grosser Teil der Integration im Alltag statt: Schulen, Vereinsleben, 

Wohnumgebung, soziale Kontakte. Auch hier bestehen grosse Unterschiede zwischen den Gemeinden. 

6 Aktuelles aus der Politik 

6.1 Aktuelle Debatten und Vorstösse 

Der Bundesrat hat am 1. April 2026 den Bericht in Erfüllung des Postulats 20.4421 «Kindeswohl im Asyl- 

und Ausländerrecht» (Samira Marti) verabschiedet. Er kommt zum Schluss, dass die rechtlichen 

Grundlagen ausreichen, in der Praxis aber Verbesserungsbedarf besteht, insbesondere bei den 

Verfahren, der Unterbringung, der Betreuung und der Bildung. Das EJPD wurde beauftragt, eine 

Arbeitsgruppe einzusetzen, die sich auf allen staatlichen Ebenen mit dem Kindeswohl im 

Migrationsbereich befasst (Bundesrat 2026). 

Im Oktober 2021 hat der UN-Kinderrechtsausschuss der Schweiz mehrere Empfehlungen zum Asyl- und 

Migrationsbereich gemacht. Dazu gehören die konsequente vorrangige Berücksichtigung des 

Kindeswohls, kindgerechte Verfahren und der Verzicht auf Administrativhaft von Minderjährigen 

(Netzwerk Kinderrechte Schweiz 2021). 

UNICEF, UNHCR, Save the Children und SFH haben 2025 gemeinsame Empfehlungen für die 

Unterbringung von Kindern in Kollektivunterkünften veröffentlicht (UNICEF et al. 2025). UNICEF 

Schweiz hat zudem 2024 öffentlich gefordert, dass das Recht auf Familie nicht eingeschränkt werden 

darf, insbesondere nicht für Kinder und Jugendliche (UNICEF Schweiz 2024). Auf kantonaler Ebene 

diskutiert die Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren (SODK) die 

Umsetzung einzelner Empfehlungen aus der EKM-Studie zur Nothilfe. 

Am 12. Juni 2026 ist der EU-Migrations- und Asylpakt in Kraft getreten. Für die Schweiz besonders 

relevant ist die revidierte Eurodac-Verordnung: Biometrische Daten – Fingerabdrücke und 

Gesichtsbilder – werden neu bereits ab dem sechsten Altersjahr erfasst. Was das konkret für die 

Situation in der Schweiz bedeutet, ist noch offen (Bundesrat 2026b). 

Zwei weitere Geschäfte sind hängig. Der Ständerat hat am 17. Juni 2026 eine Motion Gössi 

angenommen, wonach sich die Schweiz an sogenannten Return Hubs beteiligen soll – Rückkehrzentren 

für ausreisepflichtige Personen in Drittstaaten; das Geschäft geht an den Nationalrat. Zur Volksinitiative 

«Asylmissbrauch stoppen! (Grenzschutzinitiative)», die die Asylgewährung auf 5'000 Personen pro Jahr 

begrenzen will, hat der Bundesrat am 12. Dezember 2025 die Ablehnung ohne Gegenvorschlag 

beschlossen. Er verweist auf hohe Kosten, die Unvereinbarkeit mit dem Schengen-

Assoziierungsabkommen und auf das Recht auf ein Asylverfahren (Bundesrat 2025). 
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6.2 Zentrale Spannungsfelder 

6.2.1 Effizienz versus Kindeswohl 

Beschleunigte Verfahren dienen einer raschen Klärung des Status. Sie können bei Jugendlichen aber 

dazu führen, dass entwicklungsspezifische Bedürfnisse, traumatische Erfahrungen oder 

Erinnerungslücken nicht ausreichend berücksichtigt werden (UNICEF/MMI 2023: 16). 

Verfahrensgarantien wie die kostenlose Rechtsvertretung wirken hier ausgleichend (SEM 2024: 7). 

6.2.2 Gleichbehandlung versus Differenzierung 

Asylsuchende werden grundsätzlich gleichbehandelt. Gleichzeitig fordert Art. 22 KRK besonderen 

Schutz für minderjährige Asylsuchende. Diese Differenzierung wird in der politischen Debatte teils als 

Mehraufwand kritisiert, ist aber kinderrechtlich geboten und wird vom Bundesrat im Grundsatz 

anerkannt (Bundesrat 2026). 

6.2.3 Bundeskompetenz versus Kantonsautonomie 

Während das Asylverfahren national geregelt ist, liegen Unterbringung, Nothilfe, Bildung und 

Integration in der Hand der Kantone und Gemeinden. Das führt zu sehr unterschiedlichen 

Lebensbedingungen je nach Wohnort (SFH o.J.). 

6.2.4 Sparmassnahmen versus Mindeststandards 

Im Asylbereich wird regelmässig über Einsparungen diskutiert. Hilfswerke warnen, dass 

Sparmassnahmen vor allem Kinder treffen, weil ihre besonderen Bedürfnisse als zusätzlicher Posten 

erscheinen. Sie fordern stattdessen klare Standards und ausreichend qualifiziertes Fachpersonal (Save 

the Children 2026). 

6.2.5 Ausreisepflicht versus Kindeswohl 

Die Bedingungen in der Nothilfe sollen bewusst keine Bleibeanreize schaffen und sind deshalb 

minimalistisch ausgestaltet. Dem stehen die geringe Wirksamkeit dieses Vorgehens bei Familien mit 

Kindern und die langfristigen negativen Auswirkungen auf die Kinder entgegen (Lannen et al. 2024; 

Amarelle/Zimmermann 2024). 

6.2.6 Übergang in die Volljährigkeit 

Der 18. Geburtstag beendet den Schutzstatus als Minderjährige abrupt, obwohl der Übergang ins 

Erwachsenenleben ein Prozess ist. «Leaving Care»-Ansätze aus der Kinder- und Jugendhilfe sind im 

Asylbereich erst in Ansätzen umgesetzt. 
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7 Fazit 
Jugendliche im Asylbereich befinden sich an einer doppelten Schnittstelle: zwischen Kindheit und 

Erwachsensein und zwischen Herkunft und neuer Heimat. Die Schweiz hat sich rechtlich verpflichtet, 

das Kindeswohl in allen Verfahren vorrangig zu berücksichtigen. Die rechtlichen Grundlagen sind 

grundsätzlich vorhanden, in der Praxis bestehen jedoch substanzielle Lücken bei Verfahren, 

Unterbringung, Bildung, Anhörung, beim Übergang in die Volljährigkeit und beim Familiennachzug. 

Eine offene Frage betrifft den EU-Migrations- und Asylpakt: Was bedeutet er für die Schweiz, und 

welche Auswirkungen könnte er auf Jugendliche im Asylbereich haben? Im Zentrum stehen 

Datensicherheit sowie das Erfassen und Teilen biometrischer Daten. Welche Vorschläge könnte die 

Jugendsession zur Umsetzung in der Schweiz erarbeiten? Die Diskussion in der Jugendsession bietet 

die Möglichkeit, konkrete Vorschläge zu erarbeiten, wie der Bund seine Verantwortung für diese 

besonders verletzliche Gruppe besser wahrnehmen kann. 
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8 Nützliche Links: 
Links QR-Code 

UNICEF Schweiz, Faltblatt «Deine Rechte im Asylverfahren»: 
unicef.ch/de/was-wir-tun/national/publikationen-und-
materialien/faltblatt-deine-rechte-im-asylverfahren 

 

UNICEF Schweiz und MMI, Leitfaden Partizipation und Anhörung von 
Kindern im Asylverfahren (2023): unicef.ch/sites/default/files/2024-
04/UNICEF_Leitfaden_Asylrecht_2023_DE_WEB.pdf 

 

SEM Handbuch Asyl und Rückkehr, Artikel C9 UMA: 
sem.admin.ch/.../hb-c9-d.pdf 

 
 
 

SEM Asylstatistik 2025: 
sem.admin.ch/sem/de/home/publiservice/statistik/asylstatistik/arch
iv/2025.html 

 

SEM Video zum Asylverfahren: media-flow.ch/sem/asylverfahren-de 
 
 
 

Schweizerische Flüchtlingshilfe, Unbegleitete Kinder: 
fluechtlingshilfe.ch/themen/asyl-in-der-schweiz/personen-mit-
besonderen-rechten/unbegleitete-kinder 

 

https://www.unicef.ch/de/was-wir-tun/national/publikationen-und-materialien/faltblatt-deine-rechte-im-asylverfahren
https://www.unicef.ch/de/was-wir-tun/national/publikationen-und-materialien/faltblatt-deine-rechte-im-asylverfahren
https://www.unicef.ch/sites/default/files/2024-04/UNICEF_Leitfaden_Asylrecht_2023_DE_WEB.pdf
https://www.unicef.ch/sites/default/files/2024-04/UNICEF_Leitfaden_Asylrecht_2023_DE_WEB.pdf
https://www.sem.admin.ch/dam/sem/de/data/asyl/verfahren/hb/c/hb-c9-d.pdf.download.pdf/hb-c9-d.pdf
https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/publiservice/statistik/asylstatistik/archiv/2025.html
https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/publiservice/statistik/asylstatistik/archiv/2025.html
https://www.media-flow.ch/sem/asylverfahren-de
https://www.fluechtlingshilfe.ch/themen/asyl-in-der-schweiz/personen-mit-besonderen-rechten/unbegleitete-kinder
https://www.fluechtlingshilfe.ch/themen/asyl-in-der-schweiz/personen-mit-besonderen-rechten/unbegleitete-kinder
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Save the Children, Asylstatistik 2025: 
savethechildren.ch/de/2026/03/12/asylstatistik-2025/ 

 

youngCaritas, Infoheft Migration und Flucht: 
youngcaritas.ch/de/infoheft-migration-und-flucht/ 

 

Bundesrat, Bericht Kindeswohl im Asyl- und Ausländerrecht 
(01.04.2026): admin.ch/de/newnsb/VmRt6ByiYYfxCH7GjmH12 

 

UNICEF, UNHCR, Save the Children, SFH: Empfehlungen 
Unterbringung Kollektivunterkünfte (2025): 
savethechildren.ch/.../UNICEF_UNHCR_Save-the-
Children_SFH_SchutzKinder_Kollektiv_2025.pdf 

 

Netzwerk Kinderrechte Schweiz, Empfehlungen UN-
Kinderrechtsausschuss (2021): netzwerk-
kinderrechte.ch/.../Empfehlungen-UN-Kinderrechtsausschuss_22-
Oktober-2021__DE1.pdf 

 
 

https://savethechildren.ch/de/2026/03/12/asylstatistik-2025/
https://www.youngcaritas.ch/de/infoheft-migration-und-flucht/
https://www.admin.ch/de/newnsb/VmRt6ByiYYfxCH7GjmH12
https://savethechildren.ch/wp-content/uploads/2025/11/UNICEF_UNHCR_Save-the-Children_SFH_SchutzKinder_Kollektiv_2025.pdf
https://savethechildren.ch/wp-content/uploads/2025/11/UNICEF_UNHCR_Save-the-Children_SFH_SchutzKinder_Kollektiv_2025.pdf
https://www.netzwerk-kinderrechte.ch/resources/Empfehlungen-UN-Kinderrechtsausschuss_22-Oktober-2021__DE1.pdf
https://www.netzwerk-kinderrechte.ch/resources/Empfehlungen-UN-Kinderrechtsausschuss_22-Oktober-2021__DE1.pdf
https://www.netzwerk-kinderrechte.ch/resources/Empfehlungen-UN-Kinderrechtsausschuss_22-Oktober-2021__DE1.pdf
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Eidgenössische Migrationskommission, Kinder und Jugendliche in 
der Nothilfe: ekm.admin.ch/dam/it/sd-web/rNX79H0fTr9Q/kinder-
nothilfe-i.pdf 

 

Charta Sozialhilfe, Soziale Existenzsicherung von Kindern im Asyl- 
und Flüchtlingsbereich (S. 59-64, 71): 
buerobass.ch/.../Charta_Sozialhilfe_2024_Schlussbericht_Kinder_So
zialhilfe_D.pdf 

 
 

https://www.ekm.admin.ch/dam/it/sd-web/rNX79H0fTr9Q/kinder-nothilfe-i.pdf
https://www.ekm.admin.ch/dam/it/sd-web/rNX79H0fTr9Q/kinder-nothilfe-i.pdf
https://www.buerobass.ch/fileadmin/Files/2024/Charta_Sozialhilfe_2024_Schlussbericht_Kinder_Sozialhilfe_D.pdf
https://www.buerobass.ch/fileadmin/Files/2024/Charta_Sozialhilfe_2024_Schlussbericht_Kinder_Sozialhilfe_D.pdf


22 
 

9 Bibliografie 

9.1 Quellenverzeichnis 

Amarelle, Cesla; Zimmermann, Nesa (2024): Das Nothilferegime und die Rechte des Kindes. 

Rechtsgutachten zur Vereinbarkeit mit der schweizerischen Bundesverfassung und der 

Kinderrechtskonvention. Herausgegeben von der Eidgenössischen Migrationskommission EKM, Bern 

[online] https://www.ekm.admin.ch/dam/de/sd-web/A4ul9aiIktWx/nothilferegime-kinderrechte-

d.pdf [abgerufen am 26.08.2026]. 

Bundesrat (2025): Bundesrat lehnt Volksinitiative «Asylmissbrauch stoppen! (Grenzschutzinitiative)» 

ab, Medienmitteilung vom 12. Dezember 2025 [online] 

https://www.admin.ch/de/newnsb/PydxqhAzpu9yvORLLvmlT [abgerufen am 26.08.2026]. 

Bundesrat (2026): Bundesrat prüft Wahrung des Kindeswohls im Asyl- und Ausländerrecht, 

Medienmitteilung vom 1. April 2026 [online] 

https://www.admin.ch/de/newnsb/VmRt6ByiYYfxCH7GjmH12 [abgerufen am 27.05.2026]. 

Bundesrat (2026b): Bundesrat setzt Gesetzes- und Verordnungsänderungen des EU-Migrations- und 

Asylpakts in Kraft, Medienmitteilung [online] https://www.admin.ch/de/newnsb/YA7tRbwyUvnF 

[abgerufen am 26.08.2026]. 

BVGer, Bundesverwaltungsgericht (2024): Urteil F-3314/2020 vom 2. August 2024 (BVGE 2024 VII/5), 

Familiennachzug bei vorläufig aufgenommenen Flüchtlingen. 

EGMR, Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte (2021): M.A. gegen Dänemark, Urteil vom 9. Juli 

2021, Beschwerde Nr. 6697/18.  

EKM, Eidgenössische Migrationskommission (2024c): Kinder in der Nothilfe: Ihre Rechte werden 

verletzt, Medienmitteilung [online] https://www.ekm.admin.ch/de/nsb?id=102569 [abgerufen am 

26.08.2026].  

Lannen, Patrizia; Paz Castro, Raquel; Sieber, Vera (2024): Kinder in der Nothilfe im Asylbereich. 

Systematische Untersuchung der Situation in der Schweiz. Herausgegeben von der Eidgenössischen 

Migrationskommission EKM, Bern [online] https://www.ekm.admin.ch/dam/it/sd-

web/rNX79H0fTr9Q/kinder-nothilfe-i.pdf [abgerufen am 27.05.2026]. 

Netzwerk Kinderrechte Schweiz (2021): Empfehlungen des UN-Kinderrechtsausschusses an die 

Schweiz, 22. Oktober 2021 [online] https://www.netzwerk-kinderrechte.ch/resources/Empfehlungen-

UN-Kinderrechtsausschuss_22-Oktober-2021__DE1.pdf [abgerufen am 27.05.2026]. 

Save the Children (2022): «Wherever we go, someone does us harm». Violence against refugee and 

migrant children arriving in Europe through the Balkans [online] 

https://resourcecentre.savethechildren.net/document/wherever-we-go-someone-does-us-harm-

violence-against-refugee-and-migrant-children-arriving-in-europe-through-the-balkans [abgerufen am 

26.08.2026]. 

Save the Children (2026): Save the Children Schweiz, Asylstatistik 2025. 40 Prozent der Gesuche sind 

von Kindern, 12. März 2026 [online] https://savethechildren.ch/de/2026/03/12/asylstatistik-2025/ 

[abgerufen am 27.05.2026]. 

https://www.ekm.admin.ch/dam/de/sd-web/A4ul9aiIktWx/nothilferegime-kinderrechte-d.pdf
https://www.ekm.admin.ch/dam/de/sd-web/A4ul9aiIktWx/nothilferegime-kinderrechte-d.pdf
https://www.admin.ch/de/newnsb/PydxqhAzpu9yvORLLvmlT
https://www.admin.ch/de/newnsb/VmRt6ByiYYfxCH7GjmH12
https://www.admin.ch/de/newnsb/YA7tRbwyUvnF
https://www.ekm.admin.ch/de/nsb?id=102569
https://www.ekm.admin.ch/dam/it/sd-web/rNX79H0fTr9Q/kinder-nothilfe-i.pdf
https://www.ekm.admin.ch/dam/it/sd-web/rNX79H0fTr9Q/kinder-nothilfe-i.pdf
https://www.netzwerk-kinderrechte.ch/resources/Empfehlungen-UN-Kinderrechtsausschuss_22-Oktober-2021__DE1.pdf
https://www.netzwerk-kinderrechte.ch/resources/Empfehlungen-UN-Kinderrechtsausschuss_22-Oktober-2021__DE1.pdf
https://resourcecentre.savethechildren.net/document/wherever-we-go-someone-does-us-harm-violence-against-refugee-and-migrant-children-arriving-in-europe-through-the-balkans
https://resourcecentre.savethechildren.net/document/wherever-we-go-someone-does-us-harm-violence-against-refugee-and-migrant-children-arriving-in-europe-through-the-balkans
https://savethechildren.ch/de/2026/03/12/asylstatistik-2025/


23 
 

SEM, Staatssekretariat für Migration (2024): Handbuch Asyl und Rückkehr, Artikel C9 Unbegleitete 

minderjährige Asylsuchende (UMA), Bern [online] 

https://www.sem.admin.ch/dam/sem/de/data/asyl/verfahren/hb/c/hb-c9-d.pdf.download.pdf/hb-

c9-d.pdf [abgerufen am 27.05.2026]. 

SEM, Staatssekretariat für Migration (2025): Asylstatistik 2025, Bern [online] 

https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/publiservice/statistik/asylstatistik/archiv/2025.html 

[abgerufen am 27.05.2026]. 

SEM, Staatssekretariat für Migration (o.J.): Häufig gestellte Fragen zu den Bundesasylzentren [online] 

https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/asyl/asylverfahren/asylregionen-baz/faq.html [abgerufen 

am 26.08.2026].  

SFH, Schweizerische Flüchtlingshilfe (o.J.): Unbegleitete Kinder [online] 

https://www.fluechtlingshilfe.ch/themen/asyl-in-der-schweiz/personen-mit-besonderen-

rechten/unbegleitete-kinder [abgerufen am 27.05.2026]. 

UNICEF Schweiz (2024): Das Recht auf Familie darf nicht eingeschränkt werden, Medienbeitrag vom 2. 

Dezember 2024 [online] https://www.unicef.ch/de/aktuell/news/2024-12-02/das-recht-auf-familie-

darf-nicht-eingeschraenkt-werden [abgerufen am 27.05.2026]. 

UNICEF/MMI, UNICEF Schweiz und Liechtenstein und Marie Meierhofer Institut für das Kind (2023): 

Partizipation und Anhörung von Kindern im Asylverfahren. Leitfaden, Zürich [online] 

https://www.unicef.ch/sites/default/files/2024-04/UNICEF_Leitfaden_Asylrecht_2023_DE_WEB.pdf 

[abgerufen am 27.05.2026]. 

UNICEF/UNHCR/Save the Children/SFH (2025): Schutz und Förderung von Kindern in 

Kollektivunterkünften. Empfehlungen [online] https://savethechildren.ch/wp-

content/uploads/2025/11/UNICEF_UNHCR_Save-the-Children_SFH_SchutzKinder_Kollektiv_2025.pdf 

[abgerufen am 27.05.2026]. 

youngCaritas (o.J.): Infoheft Migration und Flucht [online] https://www.youngcaritas.ch/de/infoheft-

migration-und-flucht/ [abgerufen am 27.05.2026]. 

9.2 Gesetze und Verordnungen (im Text zitiert) 

Asylgesetz vom 26. Juni 1998 (AsylG), SR 142.31. 

Asylverordnung 1 über Verfahrensfragen (AsylV 1), SR 142.311. 

Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer und über die Integration (AIG), SR 142.20. 

Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft (BV), SR 101. 

Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK), SR 0.101.  

Übereinkommen über die Rechte des Kindes (KRK), SR 0.107. 

9.3 Abbildungsverzeichnis 

Abbildung 1: Asylverfahren, Quelle: Faktenblatt SEM zum Asylverfahren .............................................. 7 
 

https://www.sem.admin.ch/dam/sem/de/data/asyl/verfahren/hb/c/hb-c9-d.pdf.download.pdf/hb-c9-d.pdf
https://www.sem.admin.ch/dam/sem/de/data/asyl/verfahren/hb/c/hb-c9-d.pdf.download.pdf/hb-c9-d.pdf
https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/publiservice/statistik/asylstatistik/archiv/2025.html
https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/asyl/asylverfahren/asylregionen-baz/faq.html
https://www.fluechtlingshilfe.ch/themen/asyl-in-der-schweiz/personen-mit-besonderen-rechten/unbegleitete-kinder
https://www.fluechtlingshilfe.ch/themen/asyl-in-der-schweiz/personen-mit-besonderen-rechten/unbegleitete-kinder
https://www.unicef.ch/de/aktuell/news/2024-12-02/das-recht-auf-familie-darf-nicht-eingeschraenkt-werden
https://www.unicef.ch/de/aktuell/news/2024-12-02/das-recht-auf-familie-darf-nicht-eingeschraenkt-werden
https://www.unicef.ch/sites/default/files/2024-04/UNICEF_Leitfaden_Asylrecht_2023_DE_WEB.pdf
https://savethechildren.ch/wp-content/uploads/2025/11/UNICEF_UNHCR_Save-the-Children_SFH_SchutzKinder_Kollektiv_2025.pdf
https://savethechildren.ch/wp-content/uploads/2025/11/UNICEF_UNHCR_Save-the-Children_SFH_SchutzKinder_Kollektiv_2025.pdf
https://www.youngcaritas.ch/de/infoheft-migration-und-flucht/
https://www.youngcaritas.ch/de/infoheft-migration-und-flucht/

	1 Inhaltsverzeichnis
	2 Worum geht es?
	3 Glossar
	4 Jugendliche im Asyl-Bereich
	4.1 Wie funktioniert ein Asyl-Verfahren?
	4.2 Wer ist betroffen?
	4.3 Minderjährige im Asylverfahren: begleitet oder unbegleitet?
	4.4 Alterseinschätzung
	4.5 Unterbringung
	4.6 Bildung
	4.7 Gesundheit
	4.8 Nothilfe
	4.9 Lebensrealität: Integration
	4.10 Konkrete Programme
	4.11 Übergang in die Volljährigkeit
	4.12 Familiennachzug und Familienzusammenführung
	4.13 Unterschiede je nach Status
	4.14 Schutzstatus
	4.15 Recht versus Realität

	5 Gesetzliche Grundlagen
	5.1 Auf internationaler Ebene
	5.2 Auf Bundesebene
	5.3 Föderales System: Wer macht was?

	6 Aktuelles aus der Politik
	6.1 Aktuelle Debatten und Vorstösse
	6.2 Zentrale Spannungsfelder
	6.2.1 Effizienz versus Kindeswohl
	6.2.2 Gleichbehandlung versus Differenzierung
	6.2.3 Bundeskompetenz versus Kantonsautonomie
	6.2.4 Sparmassnahmen versus Mindeststandards
	6.2.5 Ausreisepflicht versus Kindeswohl
	6.2.6 Übergang in die Volljährigkeit


	7 Fazit
	8 Nützliche Links:
	9 Bibliografie
	9.1 Quellenverzeichnis
	9.2 Gesetze und Verordnungen (im Text zitiert)
	9.3 Abbildungsverzeichnis


